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Antrag  

 
 
der Fraktion der SPD, der Fraktion Die Linke und der Fraktion Bündnis90/Die Grünen 
 
 
Gesetz zur Anpassung des Datums der Besoldungserhöhung, zur Abschaffung der 
Kostendämpfungspauschale, zur Verbesserung der personellen Ausstattung der 
Bezirksverordnetenversammlungen, zur Einführung der Lernmittelfreiheit, zur 
Beitragsfreiheit der Hortbetreuung in den Jahrgangsstufen 1 und 2 und zur 
Abschaffung der Bedarfsprüfung im Kernmodul (Haushaltsumsetzungsgesetz) 
 
Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 
 
Gesetz zur Anpassung des Datums der Besoldungserhöhung, zur Abschaffung der 
Kostendämpfungspauschale, zur Verbesserung der personellen Ausstattung der 
Bezirksverordnetenversammlungen, zur Einführung der Lernmittelfreiheit, zur 
Beitragsfreiheit der Hortbetreuung in den Jahrgangsstufen 1 und 2 und zur Abschaffung der 
Bedarfsprüfung im Kernmodul (Haushaltsumsetzungsgesetz) 
 

Vom ... 
 
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:  
 
 

Artikel I 
Änderung des Gesetzes zur Anpassung der Besoldung und Versorgung für das Land 

Berlin 2017/2018, zur Änderung des Sonderzahlungsgesetzes und zur Änderung 
weiterer besoldungsrechtlicher Vorschriften 

 
Das Gesetz zur Anpassung der Besoldung und Versorgung für das Land Berlin 2017/2018, 
zur Änderung des Sonderzahlungsgesetzes und zur Änderung weiterer besoldungsrechtlicher 
Vorschriften (BerlBVAnpG 2017/2018) vom 20. Juli 2017 (GVBl. S. 382) wird wie folgt 
geändert: 
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1. Artikel 1 § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 wird die Angabe „1. August 2018“ durch die Angabe „1. Juni 2018“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 5 wird die Angabe „1. August 2018“ durch die Angabe „1. Juni 2018“ 
ersetzt. 

c) In Absatz 6 wird die Angabe „1. August 2018“ durch die Angabe „1. Juni 2018“ 
ersetzt. 

 
2. Artikel 1 § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird die Angabe „1. August 2018“ durch die Angabe „1. Juni 2018“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 4 wird die Angabe „1. August 2018“ durch die Angabe „1. Juni 2018“ 
ersetzt. 

 
3. In Artikel 8 Absatz 2 wird die Angabe „1. August 2018“ durch die Angabe „1. Juni 

2018“ ersetzt. 
 
 

Artikel II 
Änderung des Landesbeamtengesetzes 

 
Das Landesbeamtengesetz (LBG) vom 19. März 2009 (GVBl. 2009, 70), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 19.12.2017 (GVBl. S. 695), wird wie folgt geändert: 
 
„§ 76 wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Absätze 5 bis 10 werden aufgehoben. 
 

2. Der bisherige Absatz 11 wird Absatz 5.“  
 
 

Artikel III 
Änderung des Gesetzes über die Entschädigung der Mitglieder der 

Bezirksverordnetenversammlungen, der Bürgerdeputierten und sonstiger ehrenamtlich 
tätiger Personen 

 
Das Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlungen, 
der Bürgerdeputierten und sonstiger ehrenamtlich tätiger Personen vom 29. November 1978 
(GVBl. 1978, 2214), zuletzt geändert durch vom 18.12.2013 (GVBl. S. 920), wird wie folgt 
geändert: 
 
§ 8a Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„(4) Die Fraktionen erhalten gegen Nachweis ihrer Aufwendungen zusätzliche 
Personalmittel für die Beschäftigung von bis zu drei Mitarbeitern, soweit der vereinbarte 
Arbeitslohn insgesamt einen Betrag von monatlich 4.143,02 Euro zuzüglich der 
gesetzlichen Lohnnebenkosten des Arbeitgebers nicht übersteigt. § 7 Abs. 3 Satz 4 des 
Landesabgeordnetengesetzes ist in der jeweiligen Fassung entsprechend anzuwenden. Die 
Richtlinien des Präsidiums des Abgeordnetenhauses von Berlin für den Ersatz von 
Aufwendungen für die Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
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Mitglieder des Abgeordnetenhauses von Berlin nach § 7 Abs. 3 Landesabgeordnetengesetz 
vom 16. Dezember 2013 sind entsprechend anzuwenden.“ 

 
 

Artikel IV 
Änderung des Schulgesetzes 

 
Das Schulgesetz vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 7. Juli 2016 (GVBl. S. 430) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 19 Absatz 6 Satz 11 werden die Wörter „und entgeltpflichtig“ gestrichen. 
 
2. § 50 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 Satz 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 
 

„Die für den Unterricht erforderlichen Lernmittel (Schulbücher, ergänzende Druck-
schriften und andere Unterrichtsmedien) werden den Schülerinnen und Schülern der 
öffentlichen Schulen vom Land Berlin leihweise zur Verfügung gestellt. Ausnahmen 
hinsichtlich privat zu beschaffender Lernmittel ab Jahrgangsstufe 7 mit einer Höhe 
von bis zu 100 Euro (Eigenanteil) regelt die für das Schulwesen zuständige Senats-
verwaltung durch Rechtsverordnung nach Absatz 4; von der Zahlung eines Eigenan-
teils sind Personen ausgenommen, denen die private Beschaffung wirtschaftlich un-
zumutbar ist. Weitere Zuzahlungen für Lernmittel durch Erziehungsberechtigte oder 
volljährige Schülerinnen und Schüler sind unzulässig. “ 

 
b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„(4) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung hat durch Rechtsverordnung 
das Nähere über die Bereitstellung der Lernmittel zu regeln, insbesondere 
 
1. die Höhe des privat zu erbringenden Eigenanteils, 
 
2. die nähere Ausgestaltung von Lernmittelfonds, 
 
3. den von der Zahlung eines Eigenanteils befreiten Personenkreis. 
 
In der Rechtsverordnung kann der von der Zahlung eines Eigenanteils befreite Perso-
nenkreis auf die Empfänger von Unterstützungsleistungen aus öffentlichen Haushalten 
beschränkt werden.“ 

 
 

Artikel V 
Änderung des Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetzes 

 
Das Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. April 2010 (GVBl. S. 250), das zuletzt durch Gesetz vom 9.5.2016 (GVBl. S. 243) geän-
dert wurde, wird wie folgt geändert: 
 
1. § 3 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
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„(5) Vor Beginn der regelmäßigen Schulpflicht wird, einschließlich der Fälle nach den Ab-
sätzen 2 und 3, mit Ausnahme der Beteiligung an den Kosten für eine im Angebot enthal-
tene Verpflegung, eine Kostenbeteiligung nach § 1 Absatz 1 nicht erhoben. Satz 1 gilt auch 
im Falle einer Rückstellung nach § 42 Absatz 3 des Schulgesetzes. Dies gilt ebenfalls für 
Angebote der ergänzenden Förderung und Betreuung, die in den Jahrgangsstufen 1 und 2 
sowie in der Eingangsstufe an Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt 
„Geistige Entwicklung“ in Anspruch genommen werden.“ 

 
2. § 4a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 bis 4, die nur eine Betreuung in 
den Ferien benötigen, erhalten an der Ganztagsgrundschule in gebundener Form eine 
Betreuung zwischen 7.30 und 16.00 Uhr, an der verlässlichen Halbtagsgrundschule eine 
Betreuung zwischen 7.30 und 13.30 Uhr, wenn sie einen entsprechenden Betreuungs-
vertrag mit einer Laufzeit von mindestens einem Schuljahr abschließen. Die Kostenbe-
teiligung für die Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 3 und 4 ist in vier glei-
chen auf das Schuljahr bezogenen Quartalsbeiträgen zu zahlen. Bei einem Vertragsbe-
ginn im laufenden Schuljahr sind die entsprechenden Teilraten für das laufende und die 
verbleibenden Quartale zu leisten. Bei außerordentlicher Beendigung des Betreuungs-
vertrages im laufenden Schuljahr ist die Kostenbeteiligung für das laufende und für die 
abgelaufenen Quartale zu leisten. Für Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 
und 2 und der Eingangsstufe an Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwer-
punkt „Geistige Entwicklung“ ist die Betreuung in den Ferien kostenfrei.“ 
 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 
 

„(6) Die Höhe der Kostenbeteiligung richtet sich entsprechend den gewählten Betreu-
ungsmodulen sowie der jeweiligen Jahrgangsstufe nach Anlage 2 oder 2a. Die Kosten-
beteiligung für die Betreuung an Schulen nach Absatz 4 richtet sich nach der Kostenbe-
teiligung an Ganztagsgrundschulen in gebundener Form; für die Frühbetreuung in der 
Unterstufe oder den Jahrgangsstufen 3 und 4 gilt dabei Anlage 2 Spalte 1, für die Be-
treuung von 15.00 bis 16.00 Uhr Anlage 2 Spalte 8, für die Betreuung von 15.00 bis 
18.00 Uhr Anlage 2 Spalte 2, für die Frühbetreuung in Kombination mit der Betreuung 
von 15.00 bis 16.00 Uhr Anlage 2 Spalte 4, für die Frühbetreuung in Kombination mit 
der Betreuung von 15.00 bis 18.00 Uhr Anlage 2 Spalte 6 und für die ausschließliche 
Ferienbetreuung Anlage 2 Spalte 10. Wenn das Betreuungsmodul nach Absatz 1 Satz 4 
in Kombination mit dem Betreuungsmodul nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 gewählt 
wird, richtet sich die Höhe der Kostenbeteiligung nach Anlage 2 Spalte 6; werden wei-
tere Betreuungsmodule nach Absatz 1 Satz 4 in Anspruch genommen, richtet sich die 
Kostenbeteiligung nach Anlage 2 Spalte 7. Die Kostenbeteiligung für die Betreuung an 
Schulen mit einem von Absatz 1 Satz 1 abweichenden Beginn und/oder Ende der Be-
treuungszeit entspricht der Kostenbeteiligung für verlässliche Halbtagsgrundschulen; 
für die Frühbetreuung gilt Anlage 2 Spalte 1, für die Nachmittagsbetreuung je nach Um-
fang Anlage 2 Spalte 3 oder 6, für beide Betreuungsformen zusammen je nach Umfang 
Anlage 2 Spalte 5 oder 7 und für die ausschließliche Ferienbetreuung Anlage 2 Spalte 9. 
Für die Betreuung in den Jahrgangsstufen 5 und 6 außerhalb der Ferienzeiten gilt Anla-
ge 2a. Für Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 5 und 6, die aufgrund eines 
besonderen Betreuungsbedarfs eine Betreuung in den Ferien in Anspruch nehmen, gilt 
für die Ferienbetreuung von 7.30 bis 13.30 Uhr Anlage 2 Spalte 9 und für die Ferien-
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betreuung von 7.30 bis 16.00 Uhr Anlage 2 Spalte 10 jeweils entsprechend, für die Be-
treuung von 6.00 bis 7.30 Uhr gilt Anlage 2a Spalte 9 und für die Betreuung von 16.00 
bis 18.00 Uhr Anlage 2a Spalte 10. Für Schülerinnen und Schüler der Mittelstufe an 
Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ und 
für Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 5 und 6 mit dem Förderschwerpunkt 
„Autistische Behinderung“ an Auftragsschulen gilt für die Betreuung von 15.00 bis 
16.00 Uhr Anlage 2a Spalte 8, für die Frühbetreuung Anlage 2a Spalte 1, für die Früh-
betreuung in Kombination mit der Betreuung von 15.00 bis 18.00 Uhr Anlage 2a Spalte 
4 und für die Frühbetreuung in Kombination mit der Betreuung von 15.00 bis 16.00 Uhr 
Anlage 2a Spalte 5; für die Betreuung in den Ferien gilt für die Betreuung von 7.30 bis 
13.30 Uhr Anlage 2 Spalte 9, für die Betreuung von 7.30 bis 16.00 Uhr Anlage 2 Spalte 
10, für die Betreuung von 6.00 bis 7.30 Uhr Anlage 2a Spalte 9 und für die Betreuung 
von 16.00 bis 18.00 Uhr Anlage 2a Spalte 10 jeweils entsprechend. Für Schülerinnen 
und Schüler der Ober- und Ab-schlussstufe an Schulen mit dem sonderpädagogischen 
Förderschwerpunkt „Geistige Entwicklung“ und für Schülerinnen und Schüler der Jahr-
gangsstufen 7 bis 10 mit dem Förderschwerpunkt „Autistische Behinderung“ an Auf-
tragsschulen sowie für die in § 28a der Sonderpädagogikverordnung genannten Schüle-
rinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 7 bis 10 gilt für die Frühbetreuung Anlage 2a 
Spalte 1, für die Frühbetreuung in Kombination mit der Betreuung von 16.00 bis 18.00 
Uhr Anlage 2a Spalte 4; für die Betreuung in den Ferien gilt für die Betreuung von 7.30 
bis 13.30 Uhr Anlage 2 Spalte 9, für die Betreuung von 7.30 bis 16.00 Uhr Anlage 2 
Spalte 10, für die Betreuung von 6.00 bis 7.30 Uhr Anlage 2a Spalte 9 und für die Be-
treuung von 16.00 bis 18.00 Uhr Anlage 2a Spalte 10 jeweils entsprechend.“ 

 
3. Anlage 2 Fußnote 1) wird wie folgt gefasst: 
 

„1) Unterstufe an Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige 
Entwicklung“ sowie Jahrgangsstufen 3 und 4 an Auftragsschulen mit dem Förderschwer-
punkt „Autistische Behinderung.“ 
 
 

Artikel VI 
Änderung der Verordnung über die ergänzende Förderung und Betreuung und die au-

ßerunterrichtliche Förderung und Betreuung von Schülerinnen und Schülern 
 
Die Verordnung über die ergänzende Förderung und Betreuung und die außerunterrichtliche 
Förderung und Betreuung von Schülerinnen und Schülern vom 24.10.2011 (GVBl. S. 506), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 7.11.2014 (GVBl. S. 400), wird wie folgt geändert: 
§ 4 wird wie folgt geändert: 
 

1. Die bisherigen Absätze 6 bis 8 werden zu den Absätzen 7 bis 9. 
 

2. Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 
 

„(6) Schülerinnen und Schülern der Jahrgangsstufen 1 und 2 der Ganztagsschule in der of-
fenen Form wird für die Zeit von 13.30 bis 16.00 Uhr, Schülerinnen und Schülern der Ein-
gangsstufe an Schulen mit dem sonderpädagogischen Förderschwerpunkt „Geistige Ent-
wicklung“ wird für die Zeit von 15.00 bis 16.00 Uhr ohne weitere Bedarfsprüfung eine er-
gänzende Förderung und Betreuung gewährt.“ 
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Artikel VII 

Änderung der Verordnung über die Lernmittel an allgemein bildenden und beruflichen 
Schulen 

 
Die Verordnung über die Lernmittel an allgemein bildenden und beruflichen Schulen vom 
16.12.2010 (GVBl. S. 662), die zuletzt durch Verordnung vom 02.11.2012 (GVBl. S. 382) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
§ 6 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Erziehungsberechtigten oder die volljährigen Schülerinnen oder Schüler ab Jahr-
gangsstufe 7 aufwärts sind nach § 50 Absatz 2 Satz 2 des Schulgesetzes verpflichtet, für 
jedes Schuljahr Lernmittel selbst und auf eigene Kosten zu beschaffen. Der Höchstbetrag 
des Eigenanteils beträgt 100 Euro je Schülerin oder Schüler und bezieht sich auf den Neu-
wert der für das jeweilige Schuljahr zu beschaffenden Lernmittel.“ 

 
 

Artikel VIII 
Inkrafttreten 

 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin in Kraft, soweit im Folgenden nichts Abweichendes geregelt wird. 
 
(2) Artikel I tritt am 1. Juni 2018 in Kraft. 
 
(3) Artikel II tritt rückwirkend zum 1. Januar 2018 in Kraft 
 
(4) Artikel IV Nummer 2 und Artikel VII treten am 1. August 2018 in Kraft 
 
(5) Artikel IV Nummer 1, Artikel V und Artikel VI treten am 1. August 2019 in Kraft. 
 
Berlin, den 25.01.2018 
 
 

Saleh Schneider 
und die übrigen Mitglieder der 

Fraktion der SPD 
 
 
 

Bluhm U. Wolf   Zillich 
und die übrigen Mitglieder der 

Fraktion Die Linke 
 
 
 

Gebel  Kapek  Schillhaneck 
und die übrigen Mitglieder der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 


